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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 5. August, 10.30 Uhr,

Alter Nordfriedhof, Haupteingang Arcisstraße

Die teils ungenierte Nutzung des Alten Nordfriedhofs als Grünanlage steht
im Mittelpunkt eines Presserundgangs mit Kriemhild Pöllath-Schwarz, Lei-
terin der Städtischen Friedhofsverwaltung, und Dr. Oskar Holl, Vorsitzen-
der des Bezirksausschusses 3 Maxvorstadt. Bei dem Rundgang erläutert
Bertram Keiler von der Städtischen Friedhofsverwaltung zudem den kultur-
historischen Wert des Alten Nordfriedhofes. Mit einer verstärkten Öffent-
lichkeitsarbeit will die Städtische Friedhofsverwaltung noch mehr für den
besonderen Ort und die Anliegen von Hinterbliebenen sensibilisieren – eini-
ge Vorhaben werden von Kriemhild Pöllath-Schwarz vorgestellt.

Wiederholung
Freitag, 5. August, 11 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Oberbürgermeister Christian Ude spricht beim Stehempfang anlässlich
des 60. Geburtstages von Bürgermeister Hep Monatzeder. Musikalisch
wird der Empfang durch die Pianistin Aylin Aykan und Seref Dalyanoglu
umrahmt.

Wiederholung
Freitag, 5. August, 19 Uhr, Rathausgalerie, Marienplatz 8

Stadtrat Richard Quaas (CSU) spricht in Vertretung des Oberbürgermei-
sters zur Eröffnung der Ausstellung „The Nightingale And The Rose (Orien-
tal Glamour)“. Johannes Muggenthaler (Kulturreferat) spricht zur Ausstel-
lung.

Dienstag, 9. August, 11 Uhr, Pirchingerstraße 6

Bürgermeister Hep Monatzeder gratuliert der Münchner Bürgerin Dr. Theo-
dora Pohl im Namen der Stadt zum 101. Geburtstag.

Dienstag, 9. August, 11 Uhr, Restaurant „Coubertin“ an der

Olympiahalle (Zugang über Coubertinplatz)

Stadträtin Christiane Hacker (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürger-
meisters bei der Pressekonferenz zum „Sport Scheck Outdoor Festival“,
das vom 19. bis 21. August im Olympiastadion stattfindet. Präsentiert wird
das diesjährige Programm mit Aktionen und Mitmachangeboten rund um
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das Thema Outdoor-Sportarten. Hochseilgarten, Slacklines, Abseil-Touren
und Flying Fox warten auf die Besucherinnen und Besucher. Das Sport
Scheck Outdoor Festival findet zum zweiten Mal in München statt. Das
Referat für Bildung und Sport veranstaltet das Kinder- und Jugendpro-
gramm.

Dienstag, 9. August, 11.30 Uhr,

Lindberghstraße, Baugrundstück Flurnummer 170/7

Pressekonferenz mit Kommunalreferentin Gabriele Friderich und Johann
Georg Sandmeier, Abteilungsleiter Kulturbauten und Betriebsgebäude im
Baureferat, zum Baubeginn des neuen Großmengenwertstoffhofes in der
Lindberghstraße im Gewerbegebiet Freimann. Der Wertstoffhof an der
Lindberghstraße wird voraussichtlich im Herbst 2012 seine Tore öffnen und
ist der erste von drei neuen Großmengenwertstoffhöfen, die gleichmäßig
über das Stadtgebiet verteilt sein werden. Der Abfallwirtschaftsbetrieb
München (AWM) erweitert und modernisiert sein Wertstoffhofangebot, da
die Einwohnerzahl in München steigt und gleichzeitig drei der bisherigen
Wertstoffhöfe in naher Zukunft abgesiedelt werden müssen.
Friderich und Sandmeier erläutern das neue Konzept der Großmengen-
wertstoffhöfe anhand von Bauplänen.
Der Termin ist auch für Fotografen geeignet.
Für Journalisten, die vom Rathaus aus zur Lindberghstraße fahren wollen,
stellt der AWM einen Transfer bereit, der um 11 Uhr hinter dem Rathaus
in der Landschaftstraße (Treffpunkt am Rathaustor) startet. Selbstfahrern
sendet der AWM gerne einen Plan mit der Lage des Grundstücks zu.
Parkplätze sind in der Lindberghstraße vorhanden.
Rückfragen: Helga Seitz, Telefon 2 33-3 10 04, helga.seitz@muenchen.de

Meldungen

Medaille „München leuchtet“ in Silber für Josef Triebenbacher

(4.8.2011) Mit der Medaille „München leuchtet – Den Freunden Mün-
chens“ in Silber wurde gestern Josef Triebenbacher geehrt. Bürgermeiste-
rin Christine Strobl überreichte ihm die Medaille im Hauberrisser-Zimmer
im Rathaus. Strobl dankte Triebenbacher für seinen Einsatz. Der 75-Jähri-
ge engagiert sich seit 35 Jahren für Münchner Jugendliche. Seit der Eröff-
nung der Freizeitstätte „Jugendtreff Tröpferlbad“ vor 28 Jahren ist der ehe-
malige Polizeibeamte dort aktiv und als ehrenamtlicher 1. Vorsitzender im
Verein „Freizeitliga-Isarvorstadt“ tätig.
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„Für Ihr enormes und nachhaltiges ehrenamtliches Engagement möchte
ich mich im Namen der Stadt ganz herzlich bei Ihnen bedanken“, so Bürger-
meisterin Christine Strobl bei der Ehrung. Triebenbacher, ohne dessen In-
itiative die Feizeitstätte nicht in ihrer heutigen Form existieren würde, habe
sich über einen „unglaublich langen Zeitraum“ für die Jugendlichen in der
Isarvorstadt eingesetzt. Strobl weiter: „Die Polizeiinspektion am Balde-
platz ist inzwischen verschwunden, die Einrichtung in der Thalkirchner Stra-
ße gibt es immer noch.“
Mit seiner Jugendarbeit begonnen hatte Triebenbacher 1976, als er als Ju-
gendbeamter bei der damaligen Polizeiinspektion am Baldeplatz eingesetzt
wurde. In dieser Zeit waren in der Isarvorstadt vermehrt Schlägereien un-
ter Jugendlichen und größere Eigentumsdelikte verzeichnet worden. Um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken, baute Triebenbacher zunächst ein
sportliches Betreuungsangebot auf und ging mit den Jugendlichen regel-
mäßig auf Sportanlagen. Neben der Teilnahme am Münchner Stadtlauf
folgten schon bald organisierte Fußball-Turniere sowie Volleyball- und Bas-
ketballspiele in städtischen Sporthallen und auf Bezirkssportanlagen. Um
dem 1982 gegründeten Verein „Freizeitliga-Isarvorstadt“ eine Erweiterung
seiner Angebote über den Sport hinaus zu ermöglichen, bot ihm die Stadt
die Räume im oberen Stockwerk des ehemaligen Wannen- und Brauseba-
des „Tröpferlbad“ in der Thalkirchner Straße an. Nachdem die Umbauge-
nehmigung erteilt war, baute der Verein mit tatkräftiger Unterstützung der
Jugendlichen vor Ort die Räume um. 1983 wurde der Jugendtreff „Tröpferl-
bad“ schließlich feierlich eröffnet.
An der Ehrung nahmen auch die Stadtratsmitglieder Dr. Evelyne Menges
und Hans Podiuk (beide CSU) teil.

Kunstintervention „Die lange Nacht des Münchner Protests“

(4.8.2011) Als Abschluss der vom Kulturreferat initiierten und geförderten
Reihe „Der öffentliche Raum als Forum künstlerischen und gesellschafts-
politischen Protests“ veranstaltet die Künstlerin Petra Gerschner am kom-
menden Samstag, 6. August, um 21 Uhr am Marienplatz eine lange Nacht
des Münchner Protests unter dem Motto „History is a work in process“.
Damit stellte sich die Kunst im öffentlichen Raum in diesem Jahr mit sie-
ben thematisch unterschiedlichen Kunstinterventionen dem Thema „Pro-
test“ und ergänzte die vom Kulturreferat unterstützte Reihe „Protest in
München nach 1945” von Andrea Naica-Loebell und Ruth Oppl mit weit
über 100 Veranstaltungen zwischen April und Juli.
In der langen Nacht des Münchner Protests bringt Petra Gerschner die
Stadt in Dialog mit ihrer Geschichte. Der Ort für gesellschaftliche Proteste
ist der öffentliche Raum. Er ist Kristallisationspunkt für Demonstrationen
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und politischen Widerstand. Auf dem Marienplatz zeigt sie Video- und Dia-
projektionen aus 30 Jahren Protestgeschichte, die teils noch nie öffentlich
zu sehen waren: Von der legendären „Schweinedemo“ 1984 über die Pro-
teste gegen die WAA, den Weltwirtschaftsgipfel 1992 und die Sicherheits-
konferenz bis zu Aktionen gegen Rassismus, Folter und Krieg. Die Ausein-
andersetzung mit der Struktur und Ordnung des öffentlichen Raums, den
Spuren sozialer Widersprüche und politischer Praxis ist Ausgangspunkt
dieses Projekts.
Der Eintritt ist frei. Bitte Sitzkissen, Luftmatratzen oder ähnliches mitbrin-
gen. Achtung: Bei schlechtem Wetter wird die „Lange Nacht des Münch-
ner Protests“ auf den 13. August verschoben.
Petra Gerschner lebt und arbeitet als Künstlerin und Kuratorin in München.
In fotografischen Projekten, Installationen und Videoarbeiten entwickelt sie
künstlerische Strategien und Formen der Einmischung in aktuelle gesell-
schaftliche Prozesse.
Informationen auch unter: www.muenchen.de/kunst.

Ausstellung für junge Leute zeigt Wege ins Ausland

(4.8.2011) Das Europe Direct Informationszentrum München & Oberbay-
ern zeigt in der Münchner Stadtbibliothek Am Gasteig, Ebene 1.1, Rosen-
heimer Straße 5, bis Ende August die Ausstellung „Raus von zu Haus –
Wege ins Ausland“ von Eurodesk, dem europäischen Informationsnetz-
werk für Jugendliche und Multiplikatoren in der Jugendarbeit. Die Ausstel-
lung informiert über zahlreiche Möglichkeiten, ins europäische Ausland zu
gehen, zum Beispiel Freiwilligendienste, internationale Jugendbegegnun-
gen, Jobs und Praktika, Schulaufenthalte und Au-Pair-Programme. Die
Fachleute vom Europe Direct Informationszentrum helfen außerdem bei
allen Fragen weiter und haben umfangreiches Informationsmaterial zur
Hand.
Die Ausstellung wird in Zusammenarbeit mit IJAB, der Fachstelle für Inter-
nationale Jugendarbeit der Bundesrepublik Deutschland e.V., gezeigt und
ist montags bis freitags von 10 bis 19 Uhr und samstags von 11 bis 16 Uhr
geöffnet. Der Eintritt ist frei.
Weitere Informationen im Internet unter www.muenchen.de/europa oder
www.muenchner-stadtbibliothek.de/europa.

http://www.muenchen.de/europa
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/europa
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 4. August 2011

Neue Top Level Domain „.muenchen“: Wie lässt sich die Marke

München schützen, ohne dass die Stadt zum Domainverwalter

und Adresshändler wird?

Anfrage Stadtrats-Mitglieder Christian Amlong, Nikolaus Gradl, Haimo
Liebich und Bettina Messinger (SPD) vom 28.6.2011

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Sie sprechen in Ihrer Anfrage die Möglichkeit an, ab Januar 2012 bei der
zuständigen Internet Corporation for Assigned Names and Numbers
(ICANN) neue so genannten Top Level Domains (TLDs) beantragen zu kön-
nen. Bei Markennamen und geographischen Bezeichnungen gelten beson-
dere Bestimmungen. Mit Ihren Fragen möchten Sie Auskunft darüber, wie
die Landeshauptstadt München insbesondere hinsichtlich der TLD „.muen-
chen“ vorgeht.
Das Direktorium hat zur Frage „TLD .muenchen“ Kontakt zum Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Technologie, Internationale IKT-Politik – ITU
aufgenommen, das in den Verhandlungsverfahren mit der ICANN eng be-
teiligt war. Von dort war folgendes zu erfahren:
ICANN hat zwar schon sehr früh zugesagt, dass TLDs mit geografischen
Namen nur dann vergeben werden, wenn hierfür von Seiten der Regierung
eine Zustimmung gegeben bzw. die Unbedenklichkeit bescheinigt wird.
Strittig war aber die Frage, welche Begriffe als geografische Namen zu ver-
stehen sind. ICANN hat hier nur die Namen von Staaten nach ISO-Liste
(also Deutschland, Frankreich etc.) und „subnationale Einheiten“ (hierzu
gehören in Deutschland die Bundesländer) uneingeschränkt als geografi-
sche Namen akzeptiert.
Für darüber hinaus gehende Namen, v.a. Städtenamen, gibt es offenbar
keine normierten Listen. Von Unternehmensseite wurde darauf verwie-
sen, dass viele Städtenamen auch anderweitig (u. U. als Markennamen
oder generische Begriffe) verwendet werden können. Beispielsweise ste-
he „Orange“ für eine französische Stadt, für ein Telekommunikationsunter-
nehmen, für eine Farbe und für eine Frucht.

ICANN hat letztlich akzeptiert, dass einzelne Regierungen innerhalb von
60 Tagen nach Ablauf der Bewerbungsfrist eine sog. frühzeitige Warnung
(early warning) abgeben können, mit der sowohl der Bewerber als auch
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ICANN darauf hingewiesen werden können, dass ein bestimmter Name
auch eine geografische Bedeutung hat und daher nur mit Beteiligung der
zuständigen Regierungsstelle vergeben werden sollte.

Hält sich der Bewerber nicht an diesen Hinweis, besteht als weitere Eska-
lationsstufe die Möglichkeit, im Regierungsbeirat von ICANN (GAC) im
Konsens eine Empfehlung zu beschließen, wonach eine bestimmte TLD
nur mit Zustimmung der zuständigen Regierung vergeben werden darf.
Einzelheiten zu diesem Widerspruchsverfahren sind im Bewerberhand-
buch unter 3.1 dargestellt
http://www.icann.org/en/topics/new-gtlds/rfp-clean-30may11-en.pdf.

Nach einhelliger Auffassung ist der Betrieb von TLD keine kommunale Auf-
gabe. Der Freistaat Bayern sieht dies für die TLD .bayern ebenso, indem
er die Vergabe bzw. den Betrieb von Domains nicht als staatliche Aufgabe
betrachtet. In Berlin und Hamburg haben sich private Initiativen gegründet
mit dem Ziel, sich für die Domains .berlin bzw. .hamburg zu bewerben. In-
wieweit sich Berlin als Bundeshauptstadt ins Rennen um die Bewerber-
schaft begibt, bleibt abzuwarten. Die Berliner Gesellschaft dotBERLIN
GmbH & Co. KG hat jedenfalls dem Land Berlin bereits angeboten, ihre
Interessen, die des Landesportals www.berlin.de und die der Öffentlichkeit
an der Domain-Endung .berlin zu berücksichtigen, indem das Land Berlin
die Möglichkeit erhält, vor der offiziellen Registrierungsphase durch Dritte
wichtige Begriffe als .berlin-Domains zu reservieren. Damit werden insbe-
sondere Begriffe der unmittelbaren hoheitlichen Interessen der Stadt, des
Landes Berlin sowie seiner Institutionen berücksichtigt. Mit der Reservie-
rung wird verhindert, dass unbefugte Dritte Begriffe wie z.B.
www.senat.berlin, www.landgericht.berlin oder www.ordnungsamt.berlin
registrieren können.

In Bayern gibt es zwei Bewerbungsgesellschaften für die TLD „.bayern“:
Die Punkt Bayern GmbH und die Bayern Connect GmbH. Der Deutsche
Städtetag wird sich im Herbst mit der Frage „TLD und deutsche Städte“
befassen.

Zu Ihren Fragen im Einzelnen:

Frage 1:

Gibt es Überlegungen in der Stadtverwaltung München, die mögliche neue
Top Level Domain (TLD) „.muenchen“ nutzen zu wollen? Wurden bereits
Vorkehrungen getroffen?

http://www.icann.org/en/topics/new-gtlds/rfp-clean-30may11-en.pdf
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Antwort:

Es gibt derzeit keine konkreten Überlegungen, eine TLD, wie z.B. „.muen-
chen“ selbst zu nutzen.
Dies liegt primär darin begründet, dass es die Landeshauptstadt München
nicht als ihre Aufgabe ansieht, eine Domainverwaltung zu betreiben. Hier-
zu müsste im übrigen auch eine spezielle Infrastruktur bei der Stadtver-
waltung aufgebaut werden.
Außerdem müsste die Landeshauptstadt allein für den Antrag – genau
wie andere potenzielle Bewerber eine Bewerbungsgebühr von 185.000
US-Dollar (130.000 Euro) an die ICANN bezahlen, unabhängig davon, ob
die Domainnutzung kommerziellen Zwecken dient. Hierzu wären noch ge-
sonderte Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen erforderlich.

Frage 2:

Könnten die millionenfach bewährten und bekannten Internetadressen des
Stadtportals www.muenchen.de durch eine TLD „.muenchen“ langfristig
verdrängt werden oder trotzdem weiter wachsen? Sind Synergieeffekte
realistisch?

Antwort:

Eine belastbare Aussage ist vor dem Hintergrund der schnellen Entwick-
lung in diesem Bereich nicht möglich.
Die Erfahrung hat allerdings gezeigt, dass neue TLDs im geografischen
Bereich sich gegenüber den eingeführten Namensräumen (Länderkennung
und .com) nicht durchgesetzt haben. Auch ist eine Verdrängung von
muenchen.de nach derzeitiger Einschätzung nicht zu erwarten, da allein
durch die TLD noch keine Nachfrage generiert wird. Diese wird primär
durch die Qualität und Relevanz des mit einer Adresse angebotenen Infor-
mationsgehalts bestimmt.

Frage 3:

Wie kann die Landeshauptstadt München (LHM) sicherstellen, dass
- Internetadressen mit der Endung „.muenchen“ u.ä. nicht zu einer Ver-

wechslung mit denen offizieller Stellen der LHM führen
- eine missbräuchliche Verwendung ausgeschlossen ist
- sie selbst bei künftigem Bedarf Zugriff auf die für sie relevanten Inter-

netadressen* hätte
- die Marke München generell geschützt bleibt, ohne dass die Stadt eine

neue und kostspielige Aufgabe als Domainverwalter und Adresshänd-
ler wahrnimmt?
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Antwort:

Da es sich hier um ein Verfahren handelt, das außerhalb des Einflussberei-
ches der Landeshauptstadt München liegt, können die in der Frage aufge-
führten Punkte nicht allgemein sicher gestellt werden.

Der Landeshauptstadt München stehen aber je nach Lage des Einzelfalls
verschiedene Möglichkeiten zur Verfügung, eine etwaige schädigende Nut-
zung zu unterbinden.

Zum einen wäre es denkbar, dass die Stadt einer Anmeldung der TLD
„.muenchen“ formal im Rahmen des von der ICANN dafür vorgesehenen
Verfahrens widerspricht. Die Erfolgsaussichten eines solchen Wider-
spruchs müssten gegebenenfalls noch im Einzelnen geprüft werden.

Auch ist in der deutschen Rechtsprechung einhellig anerkannt, dass Inter-
net-Domains die Funktion eines Namens zukommt. Der Internetnutzer ist
es gewohnt, in einer Domain, die aus einem Namen besteht, einen Hin-
weis auf den Inhaber der Homepage zu sehen. Diesen Namensschutz
genießen auch Städte und ihre Organisationseinheiten. Beipielsweise
stünde der Stadt das Namensrecht zu an Domains wie
„rathaus.muenchen“, „stadt.muenchen“ u.ä.. Auf dieser rechtlichen Grund-
lage konnte die Stadt ihre Interessen für den Bereich der TLD „.de“ bislang
in aller Regel durchsetzen. Es ist nicht ersichtlich, warum dies bei der TLD
„.muenchen“ anders sein sollte.

In diesem Zusammenhang ist auch zu erwähnen, dass eine eindeutige
Identifizierung der Internetangebote der Landeshauptstadt München für
die Nutzerinnen und Nutzer sicher gestellt ist. Da der weitaus überwiegen-
de Teil der Nutzerinnen und Nutzer die städtischen Angebote über Suchma-
schinen mittels Eingabe konkreter Angebote und Dienstleistungen erreicht
und nicht durch die Eingabe einer übergeordneten Domain, ist diese Anfor-
derung bereits jetzt erfüllt.

Frage 4:

Gibt es private Interessenten, die sich für die o.g. TLD bei der ICANN be-
werben wollen?
a) Wenn nein: Wie schätzt die LHM eine Situation ein, falls sich während

dieser ersten terminierten Vergaberunde kein privater Anbieter für die
TLD „.muenchen“ bewerben sollte?
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b) Wenn ja: gibt es bereits Kontakte oder Vereinbarungen bezüglich der
Mitsprache der LHM bei der Verwaltung und Vergabe zukünftiger Inter-
netadressen unter der TLD „.muenchen“?

Antwort:

Derzeit sind der Landeshauptstadt München keine privaten Interessenten
bekannt. Sollte sich kein privater Anbieter um „.muenchen“ bewerben,
steht diese TLD nach wie vor zum Erwerb zur Verfügung.
Eine Abfrage bei den größten städtischen Gesellschaften hat wegen der
kurzen Beantwortungsfrist dieser Anfrage und wegen des erforderlichen
Abstimmungsbedarfs noch keine abschließende Erkenntnisse darüber
erbracht, ob die TLD .muenchen für diese Gesellschaften Vorteile bringen
bzw. sinnvoll eingesetzt werden kann. Die Flughafen München GmbH und
die Messe München GmbH haben jedoch bereits mitgeteilt, dass sie am
Erwerb der Domain .muenchen nicht interessiert sind.

Frage 5:

Plant die Stadtverwaltung, einen Mustervertrag auszuarbeiten und mit
dem erfolgreichen privaten Bewerber abzuschließen? Wenn ja: Werden
darin auch Vorkehrungen getroffen, bestimmte Domainnamen wie z.B.
nazi.muenchen gar nicht erst zuzulassen und andere nur unter Auflagen?

Antwort:

Es gibt derzeit keine konkreten Überlegungen zur Ausarbeitung eines sol-
chen Mustervertrages.
Einer der Gründe hierfür ist, dass bis heute kein privater Bewerber auf die
Stadt zugegangen ist, der ein Interesse an der TLD „.muenchen“ geltend
gemacht hat. Das Direktorium steht aber in Kontakt mit dem Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen, das einen entsprechenden Musterver-
trag für „.bayern“ vorbereitet.

Frage 6:

Werden künftig auch deutsche Umlaute in TLDs möglich sein? Wenn ja:
Wird für „.münchen“ eine eigene Bewerbung mit entsprechenden Kosten
erforderlich sein.

Antwort:

Derzeit werden noch keine TLDs mit Sonderzeichen angeboten. Ob diese
künftig möglich sein werden, wird die ICANN entscheiden.
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Frage 7:

Ist es möglich, ein Kürzel wie z.B. „.muc“ schützen zu lassen? Wie steht
es mit „.munich“?
Wären in diesen Sonderfällen Gebietskörperschaften zustimmungspflich-
tig?

Antwort:

Das Namensrecht der Stadt selbst wäre durch die Eintragung einer TLD
„.muc“ nicht berührt. Die Buchstabenkombination „MUC“ hat sich aber
mittlerweile weltweit als Abkürzung für den Münchner Franz-Josef-Strauß-
Flughafen durchgesetzt. Zudem ist für die Flughafen München GmbH beim
Deutschen Patent- und Markenamt unter der Registernummer 30122925
die Wortmarke „MUC“ eingetragen.

Namen wie „.munich“ oder „.muc“ könnten grundsätzlich als TLD bean-
tragt werden – möglicherweise auch parallel zu einer .muenchen (ICANN
würde dies sicherlich nicht unterbinden). Die Sicherstellung einer Beteili-
gung der Stadtverwaltung könnte für diese Namen ebenfalls durch o.g.
Verfahren (early warning/GAC-advice) versucht werden.

Von den vorstehenden Ausführungen bitte ich Kenntnis zu nehmen und
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Gibt es noch Privatsphäre für Ein-Euro-Jobber?

Anfrage Stadträtin Dagmar Henn (Die Linke) vom 20.4.2011

Antwort Dieter Reiter, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 20.04.2011 problematisieren Sie die Weitergabe von
Informationen, die im Rahmen von Arbeitsgelegenheiten mit Mehrauf-
wandsentschädigung (AGH MAE; sog. Ein-Euro-Jobs) gewonnen werden,
an die Arbeitsvermittlerinnen und Arbeitsvermittler im Jobcenter Mün-
chen.

Dem Referat für Arbeit und Wirtschaft liegt hierzu eine Stellungnahme des
Jobcenter München vor, so dass zu Ihrer Anfrage vom 20.04.2011 im Ein-
zelnen wie folgt Stellung genommen werden kann:

Frage 1:

Werden Informationen aus den Ein-Euro-Jobs an die Arbeitsvermittlung
bzw. an das Jobcenter weitergegeben? Wer gibt diese Informationen
weiter?

Antwort:

Am Ende der Maßnahme erhält die zuständige Arbeitsvermittlung einen
Abschlussbericht vom Maßnahmeträger. Sollte die Kundin/der Kunde an
der Maßnahme entsprechend dem Vermittlungsvorschlag (VV) ohne eine
sehr stichhaltige Begründung nicht teilnehmen oder sie abbrechen oder sie
in anderer Weise unterlaufen (z.B. durch zeitweiliges Fehlen ohne stichhal-
tige Begründung), ist der Maßnahmeträger verpflichtet, dies der zuständi-
gen Arbeitsvermittlung zeitnah und möglichst schriftlich mitzuteilen.

Frage 2:

Welche Informationen werden weitergegeben (z.B. zu Motivation und Ar-
beitsbereitschaft)? Welche Informationen werden nicht weitergegeben?
Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt diese Weitergabe?

Antwort:

Die Informationsweitergabe findet ihre Rechtsgrundlagen in § 16d i.V.m.
§ 61 SGB II und der Arbeitshilfe der Agentur für Arbeit zu § 16d SGB II.

§ 61 SGB II (Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit)
legt in Absatz 2 die Pflichten wie folgt fest:
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„Die Teilnehmer an Maßnahmen zur Eingliederung sind verpflichtet,

1. der Agentur für Arbeit auf Verlangen Auskunft über den Eingliederungs-
erfolg der Maßnahme sowie alle weiteren Auskünfte zu erteilen, die zur
Qualitätsprüfung benötigt werden, und

2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den Maßnah-
meträger zuzulassen.

Die Maßnahmeträger sind verpflichtet, ihre Beurteilungen des Teilnehmers
unverzüglich der Agentur für Arbeit zu übermitteln.“

In der Arbeitshilfe der Agentur für Arbeit zu § 16d SGB II werden im Teil A
(4.6) hinsichtlich der Durchführung der Maßnahme u.a. nachfolgende
„fachlichen Hinweise“, die verbindliche Weisungen zur Rechtsauslegung
darstellen, gegeben:

„Abs. 2 Betreuungs-/Vermittlungsaktivitäten

Die Maßnahmeteilnehmer sind während der Maßnahme in die Betreu-
ungs-/Vermittlungsaktivitäten des Jobcenters weiter einzubinden.
Das Jobcenter entwickelt frühzeitig, spätestens unmittelbar im Anschluss
an die Beendigung der Maßnahme eine Strategie zum weiteren Eingliede-
rungsprozess unter Berücksichtigung der in der AGH MAE erworbenen
oder vertieften Fähigkeiten und Kenntnisse und wertet die hierzu verfügba-
ren Informationen (z.B. Teilnehmerbeurteilung) aus. Die Ergebnisse sind zu
dokumentieren.

Abs. 3. Teilnehmerbeurteilung für Jobcenter

Auf der Basis von § 61 SGB II hat der Maßnahmeträger eine individuelle
Teilnehmerbeurteilung zur Ergänzung des Kundenprofils durch das Jobcen-
ter zu erstellen.“

Im Rahmen der Empfehlungen wird dem Jobcenter in Abs. 8 (Ergebnisbe-
richt/Erfolgsbeobachtung) dringend empfohlen,

„- dass das Jobcenter vom Maßnahmeträger einen Ergebnisbericht/ Do-
kumentation (z.B. Verlauf, Arbeitsergebnisse, Wirkungen, Erfahrungen)
und ggf. einen Zwischenbericht anfordert. Dies sollte im Rahmen des
Bewilligungsverfahrens festgelegt werden.
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- die Durchführung der Maßnahme seitens des Trägers durch die Teilneh-
mer beurteilen zu lassen (Trägerbeurteilung).

- dass die Unterlagen vom Jobcenter ausgewertet werden, insbesonde-
re mit Blick auf die Erreichung der mit dem Einsatz von AGH MAE re-
gional festgelegten Ziele.“

Im Rahmen eines Abschlussberichtes werden vom Jobcenter München
folgende Informationen abgefragt:

- Welche Tätigkeiten hat der/die Beschäftigte ausgeführt?

- Was wurde durch den Beschäftigungsträger (ggf. durch den externen
Betreuer) unternommen? (berufliche Qualifikation, Praktika, Vermittlung
in/zu Maßnahmen, sozialpädagogische Betreuung)

- Erfolge und Defizite in folgenden Bereichen: Berufl. Bereich (z.B. Zu-
satzqualifikationen, Fähigkeiten, Begabungsschwerpunkte), Handlungs-
kompetenz (z.B. Arbeits- und Sozialverhalten), ggf. sozialer Bereich
(z.B. Schulden, Wohnsituation, familiäre Situation), ggf. gesundheitlicher
Bereich (z.B. Sucht, Erkrankung, psych. Erkrankung), ggf. persönlicher
Bereich (z.B. Motivation, Belastbarkeit, Flexibilität, Pünktlichkeit, etc.)

- Empfehlungen an den Arbeitsvermittler: Vermittlung in den 1. Arbeits-
markt (Grund, Ziele), ggf. Verlängerung der Maßnahme beim gleichen
Träger/anderen Träger (Grund, Ziele), grundsätzlich andere Maßnahmen
notwendig (welche, wo, warum).

- Wurden während der Dauer der Beschäftigung Einschränkungen im
Hinblick auf die Vermittlungsfähigkeit erkennbar? (Wenn ja, bitte Art der
Einschränkung angeben)

- Wurde ein Abschlussgespräch mit dem Kunden/der Kundin geführt?

- Ist der Inhalt des Abschlussberichtes dem Kunden bekannt? (wenn
nein, Grund angeben)

Die Ergebnisse sollen in eine künftige Eingliederungsvereinbarung eingear-
beitet werden, um den Kunden/die Kundin zu fördern und eine Arbeitsauf-
nahme im allgemeinen Arbeitsmarkt wahrscheinlich werden zu lassen.
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Frage 3:

Werden solche Informationen von allen Trägern von Ein-Euro-Jobs weiter-
gegeben?

Antwort:

Ja.

Frage 4:

Werden diese Informationen beim Arbeitsvermittler bzw. dem Jobcenter
zu den Akten genommen?

Antwort:

Die Informationen werden grundsätzlich bei der Arbeitsvermittlerin bzw.
beim Arbeitsvermittler zu den Akten genommen.

Frage 5:

Werden die Betroffenen vorab informiert, welche Informationen über sie
weitergegeben werden? Wird ihre Einwilligung eingeholt? Haben sie das
Recht, der Weitergabe von Informationen zu widersprechen? Allgemein
oder bezogen auf eine einzelne Information?

Antwort:

Der Abschlussbericht wird mit den Teilnehmerinnen und Teilnehmern be-
sprochen. Eine Einwilligung ist nicht erforderlich. Die Betroffenen können
der Weitergabe nicht widersprechen. Siehe auch Antwort zu Frage 2.

Frage 6:

Haben die Betroffenen das Recht, ihre Akten einzusehen? Haben sie die
Möglichkeit, einer in diesen Akten befindlichen weitergegebenen Informa-
tion zu widersprechen oder die Tilgung aus den Akten zu verlangen?

Antwort:

Nach § 25 SGB X haben die Beteiligten eines Verfahrens (§ 12 SGB X) den
Anspruch, Akteneinsicht zu nehmen.

Frage 7:

Wem sind diese Informationen in Zukunft zugänglich? Etwa auch – im Fal-
le einer Erwerbstätigkeit mit anschließender erneuter Arbeitslosigkeit –
künftigen Arbeitsvermittlern außerhalb des Jobcenters?
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Antwort:

Der Abschlussbericht ist nur für den jeweils zuständigen Arbeitsvermittler
bzw. die jeweils zuständige Arbeitsvermittlung und dessen bzw. deren Ver-
tretung zugänglich. Eine Weitergabe an Personen außerhalb des Jobcen-
ters ist nicht zulässig.

Frage 8:

Wie lange werden diese Informationen aufbewahrt?

Antwort:

Solange der Kunde beim Jobcenter gemeldet ist, wird der Abschlussbe-
richt aufbewahrt. Danach, wenn mindestens 1 Jahr kein Vorgang zu bear-
beiten war, wird der Fall endgültig abgelegt und grundsätzlich 10 Jahre auf-
bewahrt.

Frage 9:

Was meint der/die Datenschutzbeauftragte der Landeshauptstadt Mün-
chen bzw. der/die Datenschutzbeauftragte der Agentur für Arbeit bzw. des
Jobcenters zu einer Weitergabe geschützter persönlicher Informationen?

Antwort:

Für das SGB II ist der Bundesdatenschutzbeauftragte zuständig. Bisher
hat er die Durchführung der gesetzlichen Aufgabe nach § 16d SGB II nicht
moniert.

Ich hoffe, dass ich Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantworten
konnte.
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Wie gefährlich ist das Bildungspaket?

Anfrage Stadträtin Dagmar Henn (Die Linke) vom 14.6.2011

Antwort Sozialreferentin Brigitte Meier:

In Ihrer Anfrage vom 14.06.2011 führen Sie Folgendes aus:

„Am 09.06. berichtete die Süddeutsche über ein Urteil des Sozialgerichts
Frankfurt (AZ: S 26 AS 463/11 ER), das die Übernahme von Nachhilfestun-
den für einen 16-jährigen Gymnasiasten betraf. Der Jugendliche war in
Mathematik im Vorrücken gefährdet und bekam daher Nachhilfestunden.
Da seine Leistungen sich dadurch nicht verbessert haben, hat das Sozial-
gericht die Übernahme der Kosten durch das Jobcenter abgelehnt.
Die Eltern, die von ALG II leben, blieben somit auf den Kosten in Höhe von
78 Euro pro Monat sitzen.
Im Jahr 2007 erhielten laut der Bildungsstudie Deutschland 2007 23% der
Schülerinnen und Schüler aktuell Nachhilfe; auf diesem Markt werden jähr-
lich 1,5 Milliarden Euro umgesetzt. Dennoch gibt es keinen wissenschaftli-
chen Nachweis darüber, dass Nachhilfe eine positive Wirkung erzielt. Die
wenigen vorhandenen Studien ziehen dies eher in
Zweifel. In dem einzigen Fall, in dem positive Resultate erzielt wurden,
handelte es sich um Einzelunterricht, mithin die teuerste Variante, die auf
diesem Markt erhältlich ist. Eine neue Studie für die Europäische Kommis-
sion stellt zudem fest, dass in den skandinavischen Ländern, in denen das
öffentliche Bildungssystem sehr weit ausgebaut ist, die Nachfrage nach
Nachhilfe fast nicht existent ist. Dieser Markt lebt also von den Schwä-
chen der öffentlichen Bildung.
Die Regelungen des Bildungspakets sind ohnehin sehr rigide und sehen
etwa Nachhilfe zum Übertritt in eine andere Schule gar nicht vor.
Der Nachhilfemarkt ist unübersichtlich und für die Eltern besteht keine ver-
lässliche Möglichkeit, die Qualität dieser Form privatisierter Bildung zu
überprüfen; es besteht also immer das Risiko des Scheiterns. Unter den
Bedingungen des ALG II stellt es aber ein erhebliches, nicht zu rechtferti-
gendes finanzielles Risiko dar, die Kosten eines solchen Unterrichts am
Ende selbst tragen zu müssen.“

Zu Ihrer Anfrage vom 14.06.2011 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:
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Frage 1:

Welche Bedingungen werden im Bildungspaket für die Übernahme von
Nachhilfe gestellt?

Antwort:

Die ergänzende angemessene Lernförderung muss geeignet sein, um die
nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lern-
ziele der jeweiligen Jahrgangsstufe (im Regelfall die Versetzung in die
nächste Jahrgangsstufe) zu erreichen. Sie ist regelmäßig dann geeignet,
wenn nach den Angaben im Zwischenzeugnis die Versetzung gefährdet
ist. Eine Lernförderung ist aber auch dann möglich, wenn etwa ein krank-
heitsbedingtes Fernbleiben vom Unterricht schon zu einem früheren Zeit-
punkt zu einem Förderbedarf führt.
Die Übernahme der Kosten für Nachhilfeunterricht wird nicht als erforder-
lich betrachtet, wenn die Ursachen für die schlechten schulischen Leistun-
gen in der Person der Schülerin bzw. des Schülers selbst liegen, wenn z.B.
der Unterricht geschwänzt wird und/oder keine Hausaufgaben gemacht
werden und eine Verhaltensänderung nicht absehbar ist. Die Aufwendun-
gen für Lernförderung werden auch nicht übernommen, wenn damit die
Empfehlung für eine bessere Schulart erreicht werden soll.

Frage 2:

Welche Formen von Nachhilfeunterricht werden finanziert (Gruppenunter-
richt in welcher Gruppengröße, Einzelunterricht)?

Antwort:

Die Kosten für die Lernförderung sollen angemessen sein und richten sich
deshalb nach den ortsüblichen Sätzen. Nach einer Abfrage ihrer Stunden-
sätze bei mehreren Anbieterinnen und Anbietern von Nachhilfeunterricht in
der Landeshauptstadt München wird für Einzelunterricht ein Betrag von
20,00 Euro pro Stunde und für Gruppenunterricht ein Betrag von 10,00
Euro pro Stunde bewilligt.

Frage 3:

Werden Bedingungen an die Qualifikation der Nachhilfelehrer gestellt?
Wenn ja, welche?

Antwort:

Die Entscheidung, welche Einrichtung bzw. welche Person ihrem Kind
Nachhilfeunterricht geben soll, liegt allein bei den Eltern. Sie müssen des-
halb auch die Qualifikation beurteilen. Das Jobcenter München bzw. das
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Sozialreferat haben keinen Einfluss auf Auswahl und Prüfung der Qualifi-
kation des Nachhilfeinstituts bzw. der Nachhilfeunterricht gebenden Per-
son.

Frage 4:

Welche Möglichkeiten bestehen für die Eltern, die Qualität des Nachhilfe-
unterrichts vorher zu überprüfen?

Antwort:

Die Eltern haben die übliche Möglichkeit einer Qualitätsprüfung wie Re-
cherche im Internet oder Befragen von Kindern und Jugendlichen (bzw.
deren Eltern), die am Nachhilfeunterricht in der betroffenen Einrichtung
bzw. bei der betroffenen Person teilgenommen haben.

Frage 5:

Gibt es nicht gewinnorientierte, qualitativ überprüfbare Nachhilfe?

Antwort:

Schulische Angebote bzw. schulnahe Strukturen sind, soweit vorhanden,
in aller Regel nicht gewinnorientiert und zumindest qualitativ leichter über-
prüfbar.

Frage 6:

Wie wird verfahren, wenn der Nachhilfeunterricht das angestrebte Ziel
nicht erreicht? So, wie das Frankfurter Urteil es vorgibt?

Antwort:

Sowohl das Jobcenter München als auch das Sozialreferat werden nach
heutigem Sachstand Lernförderung bewilligen, sofern und solange sie von
den Lehrkräften als geeignet und zusätzlich erforderlich bestätigt wird.

Frage 7:

Gab es in München bereits vergleichbare Fälle?

Antwort:

Nein.

Frage 8:

Ist in Verträgen mit Anbietern von Nachhilfe eine Erfolgsgarantie üblich
oder möglich?
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Antwort:

Eine Erfolgsgarantie ist nicht üblich, da keine seriöse Anbieterin bzw. kein
seriöser Anbieter eine solche Garantie geben kann. Nachhilfe garantiert
keinen schulischen Erfolg, da es in sehr hohem Maße auch auf die Motiva-
tion, die Leistungsbereitschaft und die kognitiven Fähigkeiten der jeweili-
gen Schülerin bzw. des jeweiligen Schülers ankommt.

Frage 9:

Hätten die Eltern im Fall eines Scheiterns die Möglichkeit, die Nachhilfeko-
sten zurückzufordern? Würden Sie darin vom Jobcenter unterstützt?

Antwort:

Da seriöse Nachhilfeinstitute einen Erfolg nicht zusichern, können die Ko-
sten bei einem Misserfolg auch nicht gerichtlich eingeklagt werden. Eine
solche Klage würde deshalb vom Jobcenter München bzw. vom Sozialre-
ferat nicht unterstützt werden.

Frage 10:

Falls dies nicht möglich ist, und falls die Bedingungen einer Kostenüber-
nahme denen des Frankfurter Urteils entsprechen, welche Lösung gibt es,
die Familien vor diesem Verschuldungsrisiko zu bewahren?

Antwort:

Einmalige Leistungen müssen grundsätzlich beantragt werden, bevor die
entsprechenden Kosten entstehen. Dies bedeutet für die Leistungsberech-
tigten, dass Nachhilfeunterricht erst in Anspruch genommen werden kann,
wenn der entsprechenden Bewilligungsbescheid des Jobcenters München
bzw. des Sozialreferats vorliegt. Wird diese Vorgabe beachtet, können kei-
ne Kosten entstehen, die nicht als einmalige Leistung übernommen wer-
den können.

Frage 11:

Werden die Betroffenen über diese Sachlage ausführlich informiert?

Antwort:

Die Betroffenen werden bereits in den ersten Antragsgesprächen darüber
informiert, dass alle Leistungen antragsabhängig sind und eine Übernah-
me der Kosten insbesondere für einmalige Bedarfe vor Deckung der Be-
darfe abgeklärt werden muss.
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Frage 12:

Gibt es die Möglichkeit, den Nachhilfeunterricht innerhalb der Schule ohne
dieses finanzielle Risiko für die Betroffenen zu organisieren?

Antwort:

Es wird bereits in sehr vielen Schulen, von der Grundschule über Real-
schule und Gymnasium bis hin zu Schulen besonderer Art, Lernförderung
in unterschiedlichster Ausgestaltung angeboten. Das Angebot wird lau-
fend ausgebaut, reicht jedoch leider noch nicht aus.
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ANTRAG
04.08.11

Isarfest feiert Isarrenaturierung� aber wo bleiben die Überlegungen zu kulturellen
Nutzungen an der Isar und an anderen Gewässern?

Die Verwaltung wird aufgefordert, nach über zwei Jahren Prüfungszeit dem Stadtrat das Ergebnis
ihrer Prüfungen

1. ob und wo es mögliche Plätze für neue gastronomische Plätze am Ufer der Isar im
Stadtgebiet gibt,

2. ob und wo es mögliche Plätze für Strand-Eventzonen am Ufer der Isar im Stadtgebiet gibt,
3. ob es derartige Möglichkeiten an anderen innerstädtischen Gewässern gibt,

vorzulegen.

Begründung:
Zuletzt mit Antrag vom 22.05.2009 von Stadtrat Richard Quaas beantragte die CSU-
Stadtratsfraktion, Plätze entlang der Isar im Stadtgebiet auf ihre Tauglichkeit für Cafés, Biergärten
etc. zu prüfen. Viele Nutzungsideen sind ja von diversen Akteuren eingebracht worden, aber es
gibt keine konzeptionellen Überlegungen der Stadt, ob und wo die Isar überhaupt Nutzungen
ermöglicht, ob und wie die verschiedensten Interessen in Einklang gebracht werden können.
Naturschutz, Freizeit- und Erholungswert, Partylocation und nicht zu vergessen der Schutz der
Anwohner stehen ja nicht selten in Widerspruch zueinander.

Die CSU-Stadtratsfraktion regte an, die Überlegungen nicht nur auf die Isar zu konzentrieren,
sondern auch andere Flüsse und Gewässer in die Prüfungen einzubeziehen. 

Inzwischen ist der Workshop zur Isar erfolgt, die Antragsbearbeitung jedoch lässt noch immer auf
sich warten.

Nun hat die Stadtbaureferentin offenbar an �die Kreativen� appelliert, Kulturstrände nicht nur auf
den attraktiven Plätzen der Stadt zu errichten, sondern auch an noch zu entdeckende Orte zu
gehen. Das klingt gut, das ist auch Teil o.g. Antrages, der hiermit in Erinnerung gerufen werden
soll. Unseres Erachtens sollte die Stadt jedoch grundsätzlich �Herrin� des Verfahrens insoweit
bleiben, als sie von sich aus geeignete Örtlichkeiten prüft. Das schließt natürlich gute Ideen der
Kreativen nicht aus, die jederzeit einbezogen werden können.

Josef Schmid, Stadtrat                                                                                Richard Quaas, Stadtrat 
Fraktionsvorsitzender stv. Fraktionsvorsitzender

 

CSU-Stadtratsfraktion
Rathaus, Marienplatz 8, Zimmer 249/II
80331 München
Tel.:     089 / 233 92650
Fax.:    089 / 29 13 765
Email:  csu-fraktion@muenchen.de
www.wzim.de

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München



Hans Podiuk

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANFRAGE   

                    04.08.11

Schildbürgerstreich beim Paddelverbot!

Die Stadt wirbt auf ihren eigenen Internetseiten mit einem Schlauchboot für die
Münchner Badeseen, obwohl sie selbst diese Nutzung ausdrücklich untersagt. Bade-
gästen, die nun diese vermeintliche Einladung ernst nehmen, droht das Einschreiten
durch Wachleute.

Die betroffene Verwaltung kennt die Problematik zu gut � seit über einem Jahr liegen
Anträge -unter anderem der CSU-Stadträte Dr. Olhausen, Schmid und Schmidbauer,
vor. Anscheinend ist es in München �unbootmäßig� schwer, das zu regeln.

Daher frage ich:

1. Ist der Feldmochinger See vom Verbot ausgenommen oder warum wird hier
mit einem Schlauchboot geworben?

2. Müssen Badegäste, die in Unkenntnis des Verbotes mit dem Boot fahren (wol-
len) mit einer kostenpflichtigen Verwarnung rechnen?

3. Warum kann am Langwieder See sogar offiziell über einen Ruderbootverleih
gepaddelt werden, während es an anderen Seen verboten ist?

Hans Podiuk, Stadtrat

CSU-Fraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de   wzim.de



Marian Offman

MITGLIED DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn
Oberbürgermeister 
Christian Ude
Rathaus
80331 München ANTRAG

  04.08.11
                 

Qualität des Münchner Trinkwassers überprüfen

Das Leitungswasser von insgesamt 50 über das Stadtgebiet verteilten Haushalten
soll vor Eintritt in die sogenannten hauseigenen Leitungen auf Verkeimungen und
andere Belastungen (auch hormonelle Rückstände) geprüft werden, die Ergebnisse
sind dem Stadtrat spätestens im Herbst 2011 vorzustellen.

Dabei ist gegeben falls ausführlich die Verursacherfrage bei schlechten Werten, Ver-
unreinigungen usw. zu erläutern.

Begründung:
Das deutsche Trinkwasser ist offenbar schlechter als sein Ruf � das hat ein Test des
TÜV Rheinland und des ARD-Magazins "Plusminus" in zehn deutschen Städten er-
geben. In jeder zweiten der 50 Proben aus öffentlich zugänglichen Gebäuden wur-
den Verkeimungen festgestellt. In NRW waren 14 von 25 Proben betroffen. Mitunter
wurden die zulässigen Grenzwerte sogar um das Achtfache überschritten. Unter an-
derem wiesen die Prüfer E.-coli-Bakterien und Legionellen nach, die für Menschen
mit geschwächtem Immunsystem zum Gesundheitsrisiko werden können.

Die Proben wurden Anfang Juli in zehn Städten genommen, darunter Düsseldorf,
Köln, Aachen, Bonn und Essen. Sie stammen aus den Wasserhähnen öffentlich zu-
gänglicher Toiletten in Bahnhöfen, Rathäusern, Kliniken, Seniorenheimen und Uni-
versitäten. Die betroffenen Einrichtungen wurden vom TÜV bereits über die erhöhten
Werte informiert � bei ihnen, so vermuten die Tester, liegen die Ursachen für die
Verschmutzung.

Die hervorragende Qualität des Münchner Trinkwassers ist bekannt. Dennoch sollte
angesichts der besorgniserregenden Untersuchungsergebnisse in anderen deut-
schen Großstädten aktuell der einwandfreie Zustand des Münchner Trinkwassers
unter Beweis gestellt werden. Es darf nicht einmal der Rest eines Zweifels aufkom-
men. Bekommen die Verbraucher das Wasser wirklich in einwandfreiem Zustand ge-
liefert? Das muss sichergestellt sein!

Marian Offman, Stadtrat
CSU-Fraktion,

Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de
Marian Offman; Nederlingerstr. 61; 80638 München, email: marian@offman.org    wzim.de



Dr. Georg Kronawitter                            Richard Quaas

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn  
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München                                                                                  ANFRAGE

04.08.11

Umsteigen leicht gemacht � wo bleiben die ersten mobilen dynamischen
Fahrgastinformationen in den MVG-Verkehrsmitteln U-Bahn, Bus und Tram ?

Dieser Anfrage liegt folgender Sachverhalt zugrunde:

MVG-Chef Herbert König hat in einer umfangreichen Pressemitteilung am 4.3.2010
angekündigt,  dass nicht  nur  neue U-Bahn- und Tram-Fahrzeuge, sondern fast  die
gesamte neuere MVG-U-Bahn- und  -Tram-Flotte nach und nach mit  einer neuen
Generation von On-Bord-Fahrgastinformationssystemen ausgestattet werden sollen.

Aus  MVV-Fahrgastsicht  ist
der  Hauptvorteil  des  unter
dem  Markennamen
�Münchner Fenster�  vorge-
stellten Systems, dass erst-
malig beim Erreichen einer
Umsteigehaltestelle die tat-
sächliche  Umstei-
gesituation  angezeigt  wird,
die  einen  erwartet.  Man
kann z.B. in der U-Bahn er-
kennen,  ob  die  S-Bahn-
Stammstrecke  oder  eine
andere  U-Bahnstrecke  ge-
sperrt  ist,  und danach um-
disponieren  und  einen  al-

ternativen Weg einschlagen. Die Anzeige (Foto: MVG) ähnelt sehr der dynamischen
Fahrgastinformation,  die unter dem Namen DEFAS mit  Förderung des Freistaates
Bayern vor etwa 10 Jahren im MVV-System eingeführt wurde und einen Quanten-
sprung darstellte.

Vor dem Hintergrund, dass die MVG in der Pressemitteilung vom 4.3.2010 ankündig-
te, dass eine Ausrüstung von U-Bahnen bereits in der �zweiten Jahreshälfte� (2010)
beginnen werde, fragen wir Sie:

CSU-Fraktion,Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; 
Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email: csu-fraktion@muenchen.de; wzim.de



� Sind schon die ersten Systeme bestellt und ausgeliefert worden?
� Wurden schon erste U-Bahnfahrzeuge umgerüstet? Wann werden diese Fahr-

zeuge im Betrieb eingesetzt?
� Wenn nein: gibt es Gründe für eine Verzögerung? Wann ist die Auslieferung

der ersten umgerüsteten U-Bahnen zu erwarten?

gez. gez.
Dr. Georg Kronawitter                                    Richard Quaas, Stadtrat
Stadtrat  stv. Fraktionsvorsitzender
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